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Sachsen-Anhalt
Thüringen

Ostdeutsche
Psychotherapeutenkammer

beHandeln statt verwalten!

Behandlungszentren. Die Einrichtungen 
erhalten für ihre Leistungen keine struk­
turelle Finanzierung – Psychotherapie, 
Kriseninterventionen und psychosoziale 
Beratung werden i. d. R. durch Spenden 
oder zeitlich begrenzte, projektbezogene 
Fördermittel finanziert und die Mitarbeiter­
Innen der Behandlungszentren arbeiten 
zu rund 25% ehrenamtlich. Die Kosten 
für Psychotherapie tragen fast immer die 
Behandlungszentren selbst (85%): In den 
seltensten Fällen kommen hierfür das 
Sozialamt (6%), die Krankenkasse (4%) 
oder sonstige Leistungsträger (0,5%) auf 
(Evaluation der Arbeit der Mitgliedszentren 
der BAfF e. V.). Die von traumatisierten 
Flüchtlingen gestellten Anträge auf Bera­
tung und Behandlung übersteigen die Ka­
pazitäten der Einrichtungen entsprechend 
um ein Vielfaches.

Vor allem in den neuen Bundesländern 
sind die Versorgungsstrukturen vor dem 
Hintergrund der besonderen historischen 
wie aktuellen Bedingungen als deutlich 
unzureichend einzustufen: Die Versor­
gungsstrukturen weisen insbesondere au­
ßerhalb der Großstädte eine im Vergleich 
zum übrigen Bundesgebiet signifikant ge­
ringere Dichte an niedergelassenen Psy­
chotherapeutInnen auf [5]. Über einen 
längeren Zeitraum gewachsene Strukturen 
der Betreuung und Behandlung traumati­
sierter Flüchtlinge existieren nicht.

Spezifika der Behandlung 
psychisch reaktiver Trauma­
folgen bei Flüchtlingen und 
Folteropfern

PsychotherapeutInnen stellen sich in der 
Behandlung traumatisierter Flüchtlinge 
auch qualitativ besondere Anforderungen: 
Die Arbeit erfolgt im interkulturellen Setting 
und ggf. mit DolmetscherInnen; Störungs­

bilder sind oft chronisch und komplex, da 
sie mit einer Vielzahl an Entwurzelungs- 
und Belastungsfaktoren assoziiert sind, die 
den Bewältigungs- und Anpassungspro­
zess determinieren. Etablierte Traumathe­
rapiemodule bilden hier wichtige Interven­
tionsgrundlagen, greifen jedoch oftmals 
nicht, wenn sie nicht vor dem Hintergrund 
der besonderen inneren und äußeren Le­
benswirklichkeit der Flüchtlinge spezifiziert 
und durch sozialarbeiterische und niedrig­
schwellige Angebote sowie ggf. psychia­
trische oder psychosomatisch orientierte 
ärztliche Behandlung ergänzt werden. 
Hierfür sind umfassende Kooperations- 
und Vernetzungsaktivitäten notwendig, die 
zugleich die Möglichkeit bieten, befasste 
PsychotherapeutInnen zu entlasten.

Pilotprojekt zur Verbesserung 
der Versorgung in den neuen 
Bundesländern

Vor diesem Hintergrund setzt sich das EU-
geförderte Pilotprojekt der Bundesweiten 
Arbeitsgemeinschaft der Psychosozialen 
Zentren für Flüchtlinge und Folteropfer e. 
V. (BAfF) in Kooperation mit ihren Mitglied­
sorganisationen Refugio Thüringen e.  V. 
(Jena), Caktus e. V. (Leipzig) und dem 
Psychosozialen Zentrum für Migrantinnen 
und Migranten (Halle/Magdeburg) für 
„Strukturverbesserungen in der gesund­
heitlichen Versorgung von Überlebenden 
von Folter und anderen schweren Men­
schenrechtsverletzungen in Ostdeutsch­
land“ ein.

Präzision des Versorgungs­
bedarfs und Diskussion mit 
relevanten Leistungs- und 
Entscheidungsträgern

In einem ersten Schritt soll dabei das Ver­
sorgungsdefizit im Verhältnis zu den vor­
handenen Versorgungsangeboten in den 

Ein Pilotprojekt zur Verbes­
serung der gesundheitlichen 
Versorgung von Opfern von 
Folter und anderen schweren 
Menschenrechtsverletzungen

Flüchtlinge, die in Deutschland Schutz 
suchen, sind zu großen Teilen Überleben­
de schwerer Menschenrechtsverletzungen 
und bilden damit eine hochvulnerable Po­
pulation. Zahlreiche internationale Studien 
sprechen dabei über eine erhöhte Vulne­
rabilität dieser Personengruppe insbeson­
dere für die Entwicklung Posttraumatischer 
Belastungsstörungen (PTBS) und depres­
siver Störungen [1]. Für Deutschland wurde 
die PTBS in der bisher einzigen epidemio­
logischen Studie [2] bei Asylsuchenden 
mit einer Punktprävalenz von 40% deut­
lich häufiger [3] diagnostiziert als in ande­
ren Bevölkerungsgruppen.

Versorgungssituation in den 
neuen Bundesländern und  
bundesweit

Die Mitgliedsstaaten der Europäischen 
Union sind seit 2003 durch die EU-Auf­
nahmerichtlinie verpflichtet, dafür Sor­
ge zu tragen, „dass Personen, die Folter, 
Vergewaltigung oder andere schwere Ge­
walttaten erlitten haben, im Bedarfsfall 
die Behandlung erhalten, die für Schäden, 
welche ihnen durch die genannten Hand­
lungen zugefügt wurden, erforderlich ist“ 
[4]. Dennoch weist die gesundheitliche 
Versorgung von Flüchtlingen, die Opfer 
von Folter und Menschenrechtsverletzun­
gen wurden, über das gesamte Bundes­
gebiet hinweg gravierende Defizite auf: 
Seelisch kranke Asylsuchende, Personen 
ohne Aufenthaltspapiere und unbegleitete 
Kinder und Jugendliche mit Flüchtlingshin­
tergrund finden die nötige Hilfe nahezu 
ausschließlich in den von gemeinnützigen 
Vereinen getragenen 23 Beratungs- und 
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einzelnen Regionen mittels eigens dafür 
entwickelten Fragebögen quantitativ und 
qualitativ erfasst werden, um orientiert 
am Bedarf dieser besonders schutzbe­
dürftigen Population in den Dialog mit 
Leistungs- und EntscheidungsträgerInnen 
treten zu können. Hierfür werden in Sach­
sen, Sachsen-Anhalt und Thüringen „Run­
de Tische“ installiert, um gemeinsam mit 
Verantwortlichen aus Politik, Gesundheits­
wesen und Ausländerbehörden Chancen 
und Herausforderungen auf dem Weg zu 
einer inklusiven Gesundheitsversorgung zu 
diskutieren und Handlungsoptionen zum 
Abbau struktureller Barrieren entwickeln zu 
können.

Entwicklung von nachhaltigen 
Kooperationen mit niederge­
lassenen PsychotherapeutInnen

Darüber hinaus sollen im Rahmen von In­
formations- und Fortbildungsveranstaltun­
gen im direkten Dialog mit niedergelasse­
nen ÄrztInnen und PsychotherapeutInnen 
sowie PsychotherapeutInnen in Ausbil­
dung Spezifika der Behandlung psychisch 
reaktiver Traumafolgen bei Flüchtlingen 
und Folteropfern thematisiert werden. Im 
Sinne einer Ringvorlesung werden dabei 
zunächst insgesamt drei Fortbildungsmo­
dule, die jedoch auch einzeln besucht 
werden können, angeboten, von denen 
jeweils eines in jedem der drei Bundes­
länder stattfinden wird. Dabei wird eine 
fachliche Zusammenarbeit mit der Ost­
deutschen Psychotherapeutenkammer 
angestrebt. Ziel ist es, einen Austausch in 
regionalen Netzwerken zu etablieren, das 
therapeutische Versorgungsnetz für psy­
chisch belastete Flüchtlinge zu vergrößern 
und damit eine stabile Basis für eine lang­
fristige Zusammenarbeit und gegenseitige 
Vermittlung zu schaffen.

Inhaltlich sollen auf den Veranstaltungen 
erprobte Behandlungsansätze vorgestellt 
und vor dem Hintergrund der derzeitigen 
„best practice“ Schlüsselprobleme in der 
therapeutischen Arbeit mit Flüchtlingen 
reflektiert werden. Erfahrene Therapeu­
tInnen stellen sich Fragen zu Diagnostik, 
Differentialdiagnostik und Indikationsstel­
lung, zu Kontextfaktoren und Spezifika der 
therapeutischen Beziehungsgestaltung, 
aber insbesondere auch zu Abrechnungs­
modalitäten, zum Einfluss asylrechtlicher 

Bestimmungen sowie zu Besonderheiten 
und Konfliktquellen im interkulturellen Set­
ting bzw. der Arbeit mit Sprach- und Kultur­
mittlerInnen.

Die Psychosozialen Zentren für 
Flüchtlinge in Mitteldeutsch­
land

Caktus e. V. (Leipzig), PSZ Halle und Re­
fugio Thüringen e. V. (Jena) realisieren 
ein spezialisiertes Beratungsangebot für 
Flüchtlinge, die in ihrer Heimat Opfer von 
Menschenrechtsverletzungen wurden, po­
litische Verfolgung und damit verbunden 
auch Gewalt und Folter erleiden mussten. 
Nicht zuletzt war die Fluchtursache oftmals 
kriegerische Auseinandersetzungen im 
Heimatland. Menschen brauchen starke 
Motive, um ihre angestammte Heimat zu 
verlassen. Aktuelle Beispiele wie der Krieg 
in Syrien oder die Auseinandersetzungen 
in Afghanistan sind nur allzu präsent.

Die Zentren haben es sich zur Aufgabe 
gemacht, diese Unterstützung in Form 
von Psychotherapie, psychologischer und 
sozialer Beratung und der Vermittlung von 
externen Hilfen zu leisten. Sie erfüllen be­
sondere Kriterien, die von Einrichtungen 
der Regelgesundheitsversorgung nicht 
oder nur unzureichend erfüllt werden, wie 
besonders qualifizierte Therapeuten und 
Ärzte, Überwindung der Sprachbarriere 
durch qualifizierte Sprach- und Integrati­
onsmittler. Es existieren vielfältige und teils 
langjährige Erfahrungen und Kenntnisse im 
Umgang mit unterschiedlichem kulturellem 
Verständnis von Gesundheit und Krankheit. 
Therapie und Beratung unter Berücksichti­
gung von Religion, Tradition und Kultur ist 
häufig eine besondere Herausforderung.

Das Leistungsspektrum umfasst dabei:

�� Erstgespräche und Clearing,

�� psychosoziale Beratung sowie therapie­
begleitende sozialarbeiterische Ange­
bote,

�� individuell abgestimmte Therapien, 
Stabilisierung, Krisenintervention für 
traumatisierte bzw. psychisch belastete 
Flüchtlinge,

�� Gespräche und Diagnose mit Dolmet­
schern/Sprach- und Integrationsmitt­
lern,

�� Stellungnahmen in aufenthaltsrechtli­
chen und sozialen Fragen,

�� Anleitung von thematischen Selbsthilfe- 
und Gesprächsgruppen,

�� Erschließung von externen Behand­
lungs- und Beratungsangeboten.

Darüber hinaus werden von den speziali­
sierten Zentren Fort- und Weiterbildungen 
für Mitarbeiter im Gesundheitswesen an­
geboten. Ziel ist es, Fachkenntnisse über 
die speziellen Anforderungen bei trauma­
tisierten Flüchtlingen weiter zu vermitteln 
und eine bessere Behandlung zu ermög­
lichen. Sie schulen Dolmetscher für den 
Einsatz in psychotherapeutischen Bera­
tungssituationen und sind Knotenpunkt 
in einem Netzwerk von haupt- und ehren­
amtlichen Helfersystemen, welches die 
Lücke in der Regelversorgung ergänzt.

Caktus e. V. und Refugio Thüringen e. V. 
sind an dem bundesweiten Netzwerk 
SprInt-Transfer zur Qualifizierung von 
Sprach- und Integrationsmittlern (SprInt) 
und der Etablierung dieses Berufsbildes 
beteiligt. Sie ermöglichen aufgrund ihrer 
guten Ausbildung eine reibungslose Kom­
munikation und Zusammenarbeit zwi­
schen Fachpersonal und fremdsprachigen 
Bürgern.

Bei Interesse an einer Zusammenarbeit 
bzw. Mitwirkung im Netzwerk erreichen 
Sie die Zentren unter folgenden Adressen:

Familien- und Gesundheitszentrum  
Caktus e. V.
Psychosoziales Zentrum für Flüchtlinge 
Leipzig
Riemannstr. 32
04107 Leipzig
Tel.: 0341 – 2254544
E-Mail: beratungsstelle@caktus.de
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Psychosoziales Zentrum für Migrantinnen 
und Migranten in Sachsen-Anhalt
Kleine Märkerstr. 1
06108 Halle
Tel.: 0345 – 2125768
E-Mail: psz-halle@jw-bauhof.de

Psychosoziales Zentrum für Flüchtlinge
Wagnergasse 25
07743 Jena
Tel.: 03641 – 226281
E-Mail: koordination@refugio-thüringen.de

Bundesweite Arbeitsgemeinschaft der Psy-
chosozialen Zentren für Flüchtlinge und 
Folteropfer (BAfF) e. V.
Jenny Baron und Silvia Schriefers
Paulsenstr. 55-56
12163 Berlin
Tel.: 030 – 31012463
E-Mail: info@baff-zentren.org
www.baff-zentren.org

Das Projekt wird gefördert durch die Eu-
ropean Commission – DG Home Affairs.

Der Artikel wurde gemeinschaftlich von 
den o.g. Institutionen verfasst.

Ansprechpartner
Caktus e. V.: Frau Tutar und Herr Cordes

BAfF: Frau Schriefers und Frau Baron
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„Gestufte Versorgung in der Psychotherapie – State of the art der Zukunft?“ –  
Internationales Symposium der OPK am 11. Oktober 2012 in Leipzig

Trotz einer international vorbildlichen Fi-
nanzierung von Psychotherapie durch 
die Gesetzliche Krankenversicherung in 
Deutschland erhalten viele PatientInnen 
mit psychischen Erkrankungen nicht die 
Versorgung, die sie brauchen. Dies habe 
unter anderem mit begrenzten psycho-
therapeutischen Kapazitäten, Schnittstel-
lenproblemen und einer Psychotherapie-
Richtlinie, die nicht mehr dem aktuel-
len Wissenstand entspreche, zu tun, so 
Andrea Mrazek, Präsidentin der Ostdeut-
schen Psychotherapeutenkammer, in ihrer 
Begrüßung der knapp hundert Symposi-
umsteilnehmerInnen. Aufgabe einer Kam-
mer sei es unter anderem, einen flächen-
deckenden Zugang für alle PatientInnen zu 
sichern. Inwieweit man hierfür auch von 
Nachbarländern wie Holland oder Irland, 
in denen Modelle einer gestuften psy-

chotherapeutischen Versorgung realisiert 
würden, lernen könne, sei Thema dieser 
Veranstaltung. Dabei gehe es vor allem da-
rum, mehr über diese Versorgungsmodelle 
zu erfahren, um diese – auch in Hinblick 
auf ihre Übertragbarkeit auf das deutsche 
Gesundheitssystem – besser beurteilen zu 
können.

Chancen und Risiken einer  
gestuften Versorgung

Gestufte Versorgungsmodelle seien nur 
begrenzt geeignet, um sie flächende-
ckend umzusetzen, könnten aber gute 
Ansatzpunkte für eine Lösung bestehen-
der Versorgungsprobleme geben, so Timo 
Harfst von der Bundespsychotherapeuten-
kammer. Zentrales Merkmal von „stepped 
care“ sei die stetige Abfolge von empfoh-

M.A., M.S. (USA) Andrea Mrazek,  
Präsidentin der OPK
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lenen Behandlungen, wobei immer mit 
der am wenigsten intensiven Behandlung 
begonnen werde. Damit dies funktioniere, 
müssten jedoch gewisse Voraussetzungen 
erfüllt sein. Neben der Unterscheidbarkeit 
verschiedener PatientInnengruppen, z. B. 
nach Schweregrad oder Akuität, müssten 
die PatientInnen mit dem Angebot einer 
Minimalintervention zu Beginn einverstan­
den sein. Zudem müsste geregelt werden, 
wie Diagnostik und auf der Diagnostik 
aufbauende Zuweisungsprozesse auf den 
verschiedenen Stufen erfolgen sollen. 
Dazu müssten dann auch entsprechende 
Voraussetzungen vonseiten des Gesund­
heitssystems geschaffen werden, z. B. 
durch eindeutige Kommunikations- und 
Kooperationsstrukturen. Modelle gestufter 
Versorgung könnten Anregungen für eine 
Weiterentwicklung der psychotherapeuti­
schen Versorgung in Deutschland z. B. in 
Richtung einer patientenorientierten Dif­
ferenzierung des Leistungsangebots, ei­
nem Ausbau der Behandlungskapazitäten 
sowie einer frühzeitigen Behandlung und 
Überbrückung von Wartezeiten geben. Er­
fahrungen aus dem IAPT- Programm (Im­
proving access to psychological therapies) 
aus Großbritannien zeigten unter ande­
rem, dass sowohl bei leichter als auch bei 
schwerer Erkrankten die Symptomschwe­
re verbessert werden kann. Eine höhere 
durchschnittliche Sitzungsanzahl erhöht 
allerdings die Recovery-Rate. Wie auch in 
der Regelversorgung bleiben aber ältere 
PatientInnen und Angehörige von Minder­
heiten unterrepräsentiert.

Dr. Timo Harfst, Bundespsychotherapeuten-
kammer

Die Rolle des „Primary care 
psychologist“ in den Nieder­
landen

Die erste Anlaufstelle für PatientInnen mit 
psychischen Belastungen oder Erkrankun­

gen sei in den Niederlanden seit 1978 der 
„Primary care psychologist (PCP)“, berich­
tete Prof. Dr. Jan Derksen, selbst „Prima­
ry care psychologist“ in Nijmegen. Dieser 
habe einen regionalen Versorgungsauftrag 
und arbeite im Durchschnitt mit acht All­
gemeinarztpraxen zusammen. In ganz 
Holland würden 1.300 PCPs ca. 100.000 
Fälle im Jahr behandeln. Aufgabe des PCPs 
seien Diagnostik und Indikationsstellung 
sowie eine psychotherapeutische Behand­
lung mit bis zu acht Sitzungen, im Ausnah­
mefall auch mit bis zu zwölf Sitzungen. 
Sollte dies nicht ausreichen, würde in den 
fachärztlichen Bereich zu einer Psychothe­
rapeutin überwiesen. Von den gesehenen 
PatientInnen würden 80% diagnostiziert 
und behandelt. Für 75% der PatientIn­
nen seien acht Sitzungen ausreichend, 
90% der PatientInnen kämen mit zwölf 
Sitzungen aus. Bei 75% der behandelten 
PatientInnen hätten sich die Beschwerden 
zum Ende der Behandlung stark verbes­
sert. Vorteile des holländischen Systems 
sehe er vor allem in der engen Zusam­
menarbeit mit den Hausärzten und dem 
niedrigschwelligen Zugang, der es ermögli­
che, PatientInnen mit psychischen Erkran­
kungen frühzeitig zu identifizieren und zu 
behandeln. Lediglich 20% der gesehen 
PatientInnen müssten in den Facharztbe­
reich für eine längerfristige Psychotherapie 
überwiesen werden.

Prof. Jan Derksen, Radboud University 
Nijmegen

„Gesundheitsnetz Depression“ 
– Gestuftes Versorgungsmodell 
aus Hamburg

Im Rahmen der „Gesundheitsmetropole 
Hamburg“ mit dem Schwerpunkt „psychi­
sche Gesundheit“ werde seit 1,5 Jahren 
ein gestuftes Versorgungsmodell zur Be­
handlung von Depressionen realisiert, so 
Priv.-Doz. Dr. Birgit Watzke vom Universi­

täts-Klinikum Hamburg-Eppendorf. Ziel sei 
es, die Gesundheitsversorgung von Patien­
tInnen mit Depressionen zu verbessern. 
Dazu sollen Diagnostik, Indikationsstellung 
und Behandlung im Rahmen eines an­
hand der Empfehlungen der NVL Depres­
sion optimierten „stepped care“-Modells 
verbessert werden. In das Versorgungs­
netz eingebunden seien 42 Haus- und 21 
FachärztInnen, 20 PsychotherapeutInnen 
und acht Krankenhäuser. Der Einstieg in 
das Versorgungsnetzwerk erfolge über den 
Hausarzt mittels eines Screenings von Pa­
tientInnen mit Verdacht auf eine depres­
sive Erkrankung. Innovativer Behandlungs­
baustein sei nach der ersten Stufe des 
aktiv-abwartenden Begleitens die zweite 
Behandlungsstufe, die aus Bibliotherapie, 
mediengestützter Selbsthilfe und psycho­
therapeutischer Telefonunterstützung be­
stehe. Erst auf der dritten Stufe werde eine 
ambulante Psychotherapie angeboten. 
Die teilnehmenden PsychotherapeutIn­
nen verpflichteten sich, einen ersten Ter­
min innerhalb von zwei bis drei Wochen 
anzubieten und die Behandlung innerhalb 
von sechs Wochen zu beginnen. Zusätzlich 
müsste eine Bereitschaft zur engen Ko­
operation und Kommunikation mit Haus­
ärzten, anderen PsychotherapeutInnen und 
Krankenhäusern bestehen. Nachdem im 
ersten Jahr vor allem das Netzwerk auf­
gebaut worden sei, seien im nun zweiten 
Jahr die ersten PatientInnen eingeschlos­
sen worden. Mit ersten Ergebnissen sei ab 
September 2014 zu rechnen.

PD Dr. Birgit Watzke, Universitätsklinikum 
Hamburg-Eppendorf

Erstversorgung psychischer 
Störungen in Irland

Mit der Einführung gestufter Versorgungs­
modelle seien auch Risiken verbunden, 
warnte Dr. Declan Aherne, Leiter der psy­
chosozialen Beratungsstelle für Studie­
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rende an der Universität Limerick, Irland. 
Aufbauend auf den Erfahrungen mit dem 
IAPT-Programm in Großbritannien, dessen 
Ziel es gewesen sei, psychotherapeutische 
Behandlungen für eine breite Gruppe 
an PatientInnen zugänglich zu machen, 
warnte er vor der Gefahr, Psychotherapie 
als „Schmalspurintervention“ zu konzipie­
ren, die auch von weniger gut qualifizier­
ten TherapeutInnen durchgeführt werden 
könnte. Dies würde im derzeitigen Ge­
sundheitssystem einer „Medikalisierung“ 
Vorschub leisten und damit der Kom­
plexität von psychischen Erkrankungen 
nicht gerecht werden. Auch in gestuften 
Versorgungsmodellen müsste Psychothe­
rapie bei psychisch Kranken das Behand­
lungsmittel der ersten Wahl sein und an 
die jeweiligen Bedarfe der PatientInnen 
angepasst werden. PsychotherapeutIn­
nen müssten eine Schlüsselrolle in der 
Primärversorgung von PatientInnen mit 
psychischen Erkrankungen einnehmen. 
Das ideale Modell gestufter Versorgung 
sei gemeindenah verankert und sichere 
einen niedrigschwelligen Zugang zu den 
verschiedensten psychotherapeutischen 
Angeboten, mit der Möglichkeit einer me­
dizinischen Mitbetreuung bei Bedarf und 
nicht umgekehrt.

Dr. Declan Aherne, Leiter der psychologi-
schen Beratungsstelle, University of 
Limerick

Lösungsansätze aus Kranken­
kassensicht

Welche Ansätze aus Sicht der Krankenkas­
sen geeignet wären, um bestehende Ver­
sorgungsprobleme im Bereich der Psycho­
therapie in Deutschland zu lösen, referier­
te Dr. Thomas Uhlemann vom GKV-Spit­
zenverband. Probleme der Fehlallokation 
und des mangelnden Indikationsbezugs 
erforderten einen Abbau von Überversor­
gung bei gleichzeitiger Vermeidung von 

Unterversorgung, eine regionsspezifische 
Gestaltung des Versorgungsangebots so­
wie eine Flexibilisierung der Psychothe­
rapie-Richtlinie bzw. die Einführung von 
niedrigschwelligen Versorgungsangeboten 
„unterhalb“ der Psychotherapie. Dabei 
gehe es nicht darum, flächendeckend ge­
stufte Versorgungsmodelle einzuführen, 
sondern durch geeignete kurz-, mittel- und 
langfristige Maßnahmen die Versorgung 
zu verbessern. Unter dem Motto „Verein­
fachung, Vereinheitlichung, Entbürokrati­
sierung“ würde beim GKV-Spitzenverband 
z. B. darüber nachgedacht, niedrigschwel­
lige Angebote durch Hausärzte (Stichwort 
„psychosomatische Grundversorgung“) 
einzuführen, durch Vergütungsanreize 
gruppenpsychotherapeutische Angebo­
te und Kurzzeittherapien zu fördern und 
das Gutachterverfahren durch geeignete, 
effizientere Maßnahmen der Qualitäts­
sicherung zu ersetzen. Auch über eine 
Verpflichtung der Kassenärztlichen Vereini­
gungen zu stärkeren Sanktionierungen bei 
Nicht-Erfüllung von Versorgungsaufträgen 
werde nachgedacht.

Dr. Thomas Uhlemann, GKV Spitzenverband

Diskussion

Die anschließende Podiumsdiskussion 
griff noch einmal auf, welche Chancen 
und Risiken gestufte Versorgungsangebo­
te beinhalten. Uneinigkeit herrschte dar­
über, inwieweit auch präventive Ansätze 
im Rahmen von „stepped care“ realisiert 
werden könnten. Während sich einige Re­
ferentInnen dafür aussprachen, dass durch 
niedrigschwellige Angebote und die ver­
besserten Kooperationsstrukturen ideale 
Voraussetzungen insbesondere auch für 
sekundärpräventive Angebote bestünden, 
warnte die Präsidentin der Ostdeutschen 
Psychotherapeutenkammer vor dem Ver­
schwimmen der Grenzen zwischen Bera­
tung und Psychotherapie. Nicht jedes „psy­

chische Jucken“ erfordere gleich den Gang 
zur PsychotherapeutIn, gerade hierfür 
seien die Beratungsstellen prädestiniert. 
Aufgabe der PsychotherapeutInnen dage­
gen sei es, nicht Befindlichkeiten, sondern 
Krankheiten zu behandeln.

Trotz aller Chancen, die in niedrigschwel­
ligen, gestuften Versorgungsangeboten 
steckten, dürfte man diese jedoch nicht zu 
technisch und manualisiert gestalten. Ein 
wesentlicher Wirkfaktor psychotherapeuti­
scher Behandlungen sei die therapeutische 
Beziehung bzw. der persönliche Kontakt 
zu den PatientInnen, so Prof. Jan Derksen 
aus Holland. PD Dr. Birgit Watzke ergänzte, 
dass dies auch in Übereinstimmung mit 
Forschungsbefunden stünde. Beispielswei­
se sei therapeutisch angeleitete Selbsthilfe 
erwiesenermaßen effektiver als nicht ange­
leitete Selbsthilfe. Auch Dr. Declan Aher­
ne maß dem Wirkfaktor „Beziehung“ eine 
entscheidende Bedeutung bei und wies 
darauf hin, dass die persönliche Beziehung 
zu den PatientInnen ein wesentlicher Fak­
tor der Suizidprävention sei. Dass sich in 
den 27 Jahren, die er in einer Praxis arbei­
te, niemand suizidiert habe, führe er auch 
hierauf zurück. Um das Risiko der Frust­
ration der PatientInnen, die in gestuften 
Versorgungsangeboten zunächst meist nur 
Selbsthilfeangebote angeboten bekämen, 
zu reduzieren, ergänzte Timo Harfst, dass 
die Indikationsstellung, d. h. die Zuweisung 
der Patienten zum passenden „step“, von 
immenser Wichtigkeit sei. Über die richtige 
Indikationsstellung wisse man aus der Lite­
ratur derzeit noch zu wenig.

Gestufte Versorgungsangebote können 
aber durchaus Anregungen geben, wie 
man die psychotherapeutische Versor­
gung in Deutschland weiterentwickeln 
könne, auch jenseits eines kompletten 
Systemwechsels. So sollten Psychothe­
rapeutInnen durch Schaffung geeigneter 
Rahmenbedingungen die Möglichkeit be­
kommen, Akutsprechstunden einzuführen 
und diagnostische Gespräche vergütet zu 
bekommen, so ein Beitrag aus dem Publi­
kum. Hierauf entgegnete der Vertreter der 
Krankenkassen, Dr. Thomas Uhlemann, 
dass es mit Sicherheit zu keiner Auswei­
tung des Leistungsangebotes der Psycho­
therapeutInnen kommen würde, sondern 
dass es vielmehr zu „Umschichtungen“ im 
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Leistungsangebot kommen müsse. Dies 
wäre auch durchaus im Sinne der Psycho­
therapeutenschaft, die sich eine Differen­
zierung ihres Leistungsangebots und die 
Möglichkeit zur Delegation von bestimm­
ten Leistungen an andere Berufsgruppen 
vorstellen könne, so eine andere Meinung 
aus dem Publikum. Hierdurch könnten 
ebenfalls mehr Kapazitäten für Psychothe­
rapie entstehen.

Abschließend waren sich die ReferentIn­
nen einig, dass es darum gehe müsse, im 
bestehenden System für eine Flexibilisie­
rung der Rahmenbedingungen zu sorgen. 
Entscheidend sei außerdem eine bessere 

Kooperation zwischen den verschiedenen 
Berufsgruppen und die Frage, wie die Mit­
tel, die zur Verfügung stünden, am besten 
verteilt werden sollten. Ein sinnvoller An­

fang könne darin bestehen, auf regionaler 
und lokaler Ebene bestehende Versor­
gungsprobleme zu lösen und insbesonde­
re die Kooperation zwischen den verschie­
denen Berufsgruppen zu verbessern. Viel­
leicht lohne es sich, auch noch einmal da­
rüber nachzudenken, welche Aufgabe Psy­
chologInnen, die man mit der Etablierung 
des Psychotherapeuten „geopfert“ habe, 
bei der Versorgung übernehmen könnten, 
um die vorhanden Kapazitäten an Psycho­
therapeuten effizienter nutzen zu können, 
so Andrea Mrazek in ihrem Fazit.

Dr. Tina Wessels, 
Wissenschaftliche Referentin BPtK

Podiumsdiskussion

Veranstaltungsankündigungen

Treffen der PiA und der neu­
approbierten Kolleginnen und 
Kollegen

Im nächsten Jahr sind wieder zwei Veran­
staltungen für PiA und die neuapprobier­
ten Kolleginnen und Kollegen der OPK 
geplant. Über die Termine, Veranstaltungs­
orte und Inhalte informieren wir auf un­
serer Homepage sowie über persönliche 
Einladungen.

Fortbildung Notfall­
psychotherapie

Im März 2013 wird die OPK für alle Mitglie­
der, die sich für die notfallpsychotherapeu­
tische Versorgung bei Großschadensereig­
nissen gemeldet haben, eine Fortbildung 
zur Notfallpsychotherapie anbieten. Ge­
plant ist eine halbtägige Veranstaltung in 
Erfurt, bei der u. a. folgende Themen auf 
der Tagesordnung stehen werden:

�� Darstellung der verschiedenen Struk­
turen, in denen Notfallversorgung in 
Deutschland angelegt ist,

�� Akutversorgung: Ablauf im Schadens­
fall,

�� Nachsorge: Was ist zu beachten?,

�� Diskussion.

Zeitnah werden an alle eingetragenen Mit­
glieder die Einladung mit allen notwendi­
gen Informationen versandt.

2013 – Jahr des Berufsrechts

Das Jahr 2013 wird für die Mitglieder der 
OPK zahlreiche Veranstaltungen zum The­
ma Berufsrecht bereithalten. Geplant sind 
insgesamt neun Termine im gesamten 
OPK-Gebiet, an denen die berufsrechtli­
chen Aspekte der alltäglichen psychothe­
rapeutischen Arbeit im Vordergrund ste­
hen. Jeweils ein Jurist/eine Juristin und ein 
Psychotherapeut/eine Psychotherapeutin 
werden den Vortrag und die anschließen­
de Diskussion führen, bei der auch Ge­
legenheit zum gemeinsamen Austausch 
gegeben sein wird.

Ostdeutscher Psychothera­
peutentag 21. bis 22. März 2014

Zum zweiten Ostdeutschen Psychothera­
peutentag, welcher unter dem Thema The­
rapeutische Beziehungen steht, erwarten 
Sie wieder spannende Vorträge mit neuen 
Erkenntnissen aus Wissenschaft und For­
schung sowie zahlreiche anwendungsori­
entierte Workshops und Fachvorträge. Aus 
diesem Grund möchten wir Sie schon jetzt 
zu unserem zweiten bundesländerüber­
greifenden Psychotherapeutentag vom 21. 
bis 22. März 2014 herzlich einladen.

Im historischen Ambiente der Oper Leipzig 
sowie dem modernen Komplex der Uni­
versität Leipzig freuen wir uns auf einen in­
tensiven kollegialen Austausch. Feiern Sie 
anschließend gemeinsam mit uns in tropi­

scher Atmosphäre im Gondwanaland des 
Leipziger Zoos mit musikalischer Unterhal­
tung den zweiten Ostdeutschen Psycho­
therapeutentag der OPK. Informationen zu 
Ablauf und Anmeldung finden Sie ab 2013 
auf unserer Homepage www.opk-opt.de 
oder unter www.opk-info.de. Die Anmel­
dung erfolgt ab September 2013.

Geschäftsstelle

Kickerlingsberg 16
04105 Leipzig
Tel.: 0341-462432-0
Fax: 0341-462432-19
Homepage: www.opk-info.de
Mail: info@opk-info.de




